


Sammlung von Problemen und Optimierungsideen in der Datenübermittlung zw. Standesämtern und Meldebehörden

Identifikationsdaten unzureichend gefüllt
Problembeschreibung: 
Mit dem Datentyp StA2MB.Person.MitAnschrift werden Angaben zum Namen, zur Geburt, zum Geschlecht und zur Anschrift von den Standesämtern an die Meldebehörde übermittelt. In der Meldebehörde soll mit diesen Daten die Person im Melderegister identifiziert werden. 
In der bestehenden Modellierung des Datentyps sind Angaben, die zwingend für die (automatisierte) Identifikation einer Person im Melderegister erforderlich sind, als optionale Elemente modelliert und werden von den Standesämtern oftmals nicht befüllt. 
Besonders hervorzuheben ist hier das Kindelement gemeindeschluessel im Datentyp Anschrift.Inland, da dieses Feld von den EWO-Verfahren verwendet wird, um eine Person eindeutig einer Gemeinde zuzuordnen. 
Lösungsvorschlag:
Die Kardinalitäten im Datentyp StA2MB.Person.MitAnschrift sollten überarbeitet werden um sicherzustellen, dass die erforderlichen Daten zu Identifikation einer Person im Melderegister übermittelt werden. 
Bemerkungen aus der Umlaufabstimmung:
· Bestimmte Nachrichteninhalte (insb. „AGS“) werden sowohl für die Adressierung der Nachrichten selbst als auch zur örtlichen-inhaltlichen Bestimmung eigener oder fremder Zuständigkeit der Meldebehörde benötigt. Damit hierzu also innerhalb des Fachverfahrens selbst die korrekte Ablauf- und Einarbeitungsentscheidung auch getroffen werden kann, braucht es zwingend den AGS an der übermittelten Anschrift aus dem Personenstandswesen als Kriterium, damit die zu implementierenden Fachlogiken richtige Zuordnungen zu innerhalbigen oder eben außerhalbigen im jeweiligen Kontext der Übermittlung beizuschreibenden angehörigen Personen der betroffenen Person vornehmen können.
· Ergänzend hierzu stellen wir häufig fest, dass das Attribut „personBeiEmpfaengerGemeldet“ oft mit dem Wert „true" übermittelt wird, obwohl die Person nicht in der Gemeinde gemeldet ist. Bei fehlendem AGS führt das zu Fehlinterpretationen. Darüber hinaus fehlen auch oft Angaben zum Geburtsdatum, beispielsweise für die Elemente mutter und/oder vater in der Geburtsmitteilung. Auch hier würde eine Übermittlung eine eindeutige Identifikation im Melderegister erleichtern.

Separate Mitteilungen für in derselben Gemeinde gemeldete Personen
Problembeschreibung: 
Ein von einem Standesamt an die Meldebehörde übermitteltes personenstandsrechtliches Ereignis betrifft oftmals mehrere in derselben Gemeinde gemeldete Personen. Bspw. sind im Regelfall die Mutter und der Vater eines Neugeborenen in derselben Gemeinde gemeldet. XPersonenstand schreibt vor, dass in diesen Fällen nur eine Mitteilung an die Meldebehörde versendet wird, die Daten für alle betroffenen Personen enthält. 
Diese Festlegung wird seit einiger Zeit von den Standesämtern / dem Fachverfahren nicht mehr berücksichtigt und die Meldebehörden erhalten separate Nachrichten für die Betroffenen Personen. Dies führt auf Seiten der Meldebehörden zu Mehraufwand und teilweise auch zu fehlerhaften Fortschreibungen des Melderegisters. 
Lösungsvorschlag:
Die Festlegung soll in XPersonenstand bestehen bleiben und muss von dem Fachverfahrenshersteller / den Standesämtern eingehalten werden. 
Bemerkungen aus der Umlaufabstimmung:
· Wegen der seit Mai d.J. bestehenden hohen Anzahl von Doppellieferungen von Kindern, deren beide Elternteile in unserem Zuständigkeitsbereich leben, können wir eine automatisierte Einarbeitung nicht einmal ansatzweise durchführen, da unser Fachverfahren zu Recht eine Einhaltung der Spezifikation erwarten darf und aus unserer Sicht fehlerhaft bewirkte Datenlieferungen nicht im Nachrichteneingang gefiltert werden.
· Die Problematik wurde von Berlin, auch im Namen von Frankfurt am Main, per Email mehrfach deutlich gemacht. Die Auswirkungen in der Praxis sind verheerend(!). Es muss umgehend dafür gesorgt werden, dass hier wieder die XPersonenstand-Spezifikation eingehalten wird!
Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht des Vaters
Problembeschreibung: 
In den Geburtsmitteilungen 031010 und 031011 werden Angaben über Mutter, Vater und Kind übermittelt. Mit Hilfe dieser Angaben wird das Kind als beigeschriebene Person bei Mutter und Vater (DSMeld-Felder 1601ff) eingetragen bzw. beim Vater nachgetragen. Da allerdings Angaben über das Sorgerecht des Vaters sowohl in der 031010 als auch in der 031011 fehlen, können für das Kind die gesetzlichen Vertreter (DSMeld-Felder 0902ff) nicht in allen Fällen eingetragen werden. In den Meldebehörden führt dies bspw. bei nicht verheirateten Eltern dazu, dass Nachforschungen über das Sorgerecht des Vaters angestellt werden müssen.
Lösungsvorschlag:
Es sollen Angaben über das Sorgerecht des Vaters zum Zeitpunkt der Geburtsbeurkundung in die Nachricht 031010 aufgenommen werden bzw. auch in die Nachricht 031011, soweit diese Informationen zum Zeitpunkt der Nachbeurkundung vorliegen. 
Bemerkungen aus der Umlaufabstimmung:
· [bookmark: _GoBack]Es sollte geprüft werden, ob Angaben zum Sorgerecht auch in die Nachricht 031011 (Vaterschaftsfeststellung) aufgenommen werden sollten.
Übermittlung von Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters
Problembeschreibung: 
Gemäß § 4 Abs. 1 StAG erhält ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Aufgrund der Tatsachen, dass die Elternteile in unterschiedlichen Gemeinden gemeldet sein können und die Geburtsmitteilung 031010 keine Angaben darüber enthält, ob Mutter oder Vater die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, können die Meldebehörden nicht in allen Fällen erkennen, dass ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 
Beispiel: 
Mutter (keine deutsche Staatsangehörigkeit) und Kind sind in Bremen gemeldet, der Vater (deutsche Staatsangehörigkeit) in Berlin. Das Kind erhält über den Vater die deutsche Staatsangehörigkeit. Dies kann die Meldebehörde in Bremen aber nicht erkennen, da in der 031010 keine Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters enthalten sind. 
Lösungsvorschlag:
Sofern zum Zeitpunkt der Geburtsbeurkundung ein Elternteil des Kindes die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, soll diese Information in der Nachricht 031010 übermittelt werden. 



